
 
Aktiengesellschaft 
mit Sitz in Stuttgart 

Otto-Dürr-Straße 8, 70435 Stuttgart 
- Wertpapierkennnummer 556 520 - 

- ISIN DE0005565204 - 
 
 

Sehr geehrte Aktionärinnen, sehr geehrte Aktionäre, 
 

wir laden Sie ein zu unserer 
 

19. ordentlichen Hauptversammlung 
 

am Freitag, 2. Mai 2008, 11.00 Uhr, 
 

im Atrium des Verwaltungsgebäudes der Dürr Aktiengesellschaft, 
Otto-Dürr-Straße 8, 70435 Stuttgart. 

 
 
 

Tagesordnung 
 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lageberichts, des 

vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses und des Konzernlage-
berichts und des Berichts des Aufsichtsrats, jeweils für das Geschäftsjahr 
2007, sowie des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben 
nach §§ 289 Absatz 4, 315 Absatz 4 HGB für das Geschäftsjahr 2007 

 
 Bericht des Vorstands. 
 
2. Verwendung des Bilanzgewinns 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2007 ausgewie-
senen Bilanzgewinn von EUR 7.131.000,00 wie folgt zu verwenden: 
 
- Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,40 
 je Stückaktie (ISIN DE0005565204) 
 auf 15.728.020 Stückaktien  EUR 6.291.208,00 
 
- Vortrag auf neue Rechnung EUR 839.792,00 
Bilanzgewinn EUR 7.131.000,00 
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3. Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2007 
 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands Entlas-
tung zu erteilen. 

 
4. Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2007 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats Ent-
lastung zu erteilen. 

 
 
5. Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2008 
 
 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Ernst & Young AG Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft Steuerberatungsgesellschaft, Stuttgart, zum Abschlussprüfer für das 
Geschäftsjahr 2008 zu bestellen. 

 
6. Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
 

Die in der Hauptversammlung am 18. Mai 2007 beschlossene Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien läuft am 31. Oktober 2008 aus. Damit die Gesell-
schaft auch noch nach diesem Zeitpunkt zum Erwerb eigener Aktien ermächtigt 
ist, soll der Vorstand unter Aufhebung der bisherigen Ermächtigung erneut zum 
Erwerb eigener Aktien ermächtigt werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor zu beschließen: 
 
a) Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 31. Oktober 2009 einmalig oder 

mehrfach, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke, eigene auf den In-
haber lautende Stückaktien der Gesellschaft („Aktien“) über die Börse  
oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
zu erwerben. 

 
Dabei dürfen auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien 
zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft 
bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß den §§ 71  ff. 
Aktiengesetz zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als zehn vom 
Hundert des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Er-
mächtigung darf von der Gesellschaft nicht zum Zwecke des Handels in 
eigenen Aktien genutzt werden; im Übrigen liegt die Bestimmung des Er-
werbszwecks im Ermessen des Vorstands. Die einschränkenden Bestim-
mungen des § 71 Absatz 2 Aktiengesetz sind zu beachten. 
 
Der Gegenwert für den Erwerb der Aktien (ohne Erwerbsnebenkosten) 
darf im Falle des Erwerbs über die Börse vom Börsenkurs nicht um mehr 
als fünf vom Hundert abweichen. Im Falle eines öffentlichen Kaufange-
bots an alle Aktionäre darf der angebotene und gezahlte Erwerbspreis 
(ohne Erwerbsnebenkosten) pro Aktie bis zu zwanzig vom Hundert über 
dem Börsenkurs liegen; mindestens muss der Erwerbspreis dem Börsen-
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kurs entsprechen. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der vorstehen-
den Regelungen gilt dabei der Mittelwert der Schlusskurse der Aktie im 
XETRA-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der 
Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten fünf Börsenhandelstage 
vor dem Erwerb der Aktien bzw. vor der Veröffentlichung des Kaufange-
bots. 
 
Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre, so 
kann das Volumen des Angebots begrenzt werden. Sofern die gesamte 
Zeichnung des Angebots dieses Volumen überschreitet, muss die An-
nahme nach Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer 
Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär kann vorge-
sehen werden. 
 

b) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der Ermächtigung nach lit. a) oder 
einer früher von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung nach § 71 
Absatz 1 Nr. 8 Aktiengesetz erworben werden oder wurden, über die  
Börse oder durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre zu veräußern. 
Die Aktien dürfen in den beiden folgenden Fällen auch in anderer Weise, 
und damit unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, veräußert 
werden: 

 
(1) Weiterveräußerung von Aktien im rechnerischen Betrag von bis zu 

zehn vom Hundert des Grundkapitals gegen Zahlung eines Geldbe-
trags, wenn der Geldbetrag den maßgeblichen Börsenkurs nicht we-
sentlich unterschreitet. Für die Frage des Ausnutzens der  
10%-Grenze ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 
Ermächtigungen nach § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz mit zu be-
rücksichtigen. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne von Satz 1 gilt 
der Mittelwert der Schlusskurse der Aktie im XETRA-Handel (oder in 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Frankfurter Wertpapier-
börse während der letzten fünf Börsenhandelstage vor der Veräuße-
rung der Aktien. 

 
(2) Begebung der Aktien als Gegenleistung zum Zwecke des Erwerbs 

von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen.  
 

c) Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats eigene Aktien, die aufgrund der Ermächtigung nach lit. a) oder 
einer früher von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung nach § 71 
Absatz 1 Nr. 8 Aktiengesetz erworben werden oder wurden, ganz oder 
teilweise einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 
eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung 
hat nach § 237 Absatz 3 Nr. 3 Aktiengesetz ohne Kapitalherabsetzung in 
der Weise zu erfolgen, dass sich durch die Einziehung der Anteil der übr i-
gen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Absatz 3 Aktiengesetz erhöht. Der 
Vorstand wird gemäß § 237 Absatz 3 Nr. 3, zweiter Halbsatz Aktiengesetz 
ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung anzupassen.  
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d) Die Ermächtigungen gemäß vorstehenden lit. b) und c) können einmal 

oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden.  
 
e) Mit Wirksamwerden dieser neuen Ermächtigung gemäß vorstehenden 

lit. a) bis d) endet die in der Hauptversammlung vom 18. Mai 2007 be-
schlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien. 

 
Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 
Satz 5 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz 
 
Der Vorstand beantragt unter Punkt 6 lit. b) Ziff. (1) das Bezugsrecht der Aktionäre in 
entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz für neue Aktien 
im rechnerischen Betrag von bis zu 10% des Grundkapitals ausschließen zu dürfen, 
wobei die 10%-Grenze insgesamt, also bei Zusammenrechnung mit etwaigen ande-
ren Ermächtigungen nach § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz, nicht überschritten 
werden darf. Die mit der Ermächtigung eröffnete Möglichkeit zum Bezugsrechtsaus-
schluss dient dem Interesse der Gesellschaft, eigene Aktien beispielsweise an inst i-
tutionelle Anleger verkaufen zu können. Weiterhin können hierdurch zusätzlich neue 
Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen werden. Die Möglichkeit des Be-
zugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung in die Lage, die sich aufgrund der 
jeweiligen Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten ohne zeit- und kostenaufwen-
dige Abwicklung eines Bezugsrechts insbesondere zu einer schnelleren und kosten-
günstigeren Platzierung zu nutzen. Der Vorstand wird bei Ausnutzung der Ermächt i-
gung den Veräußerungspreis der eigenen Stückaktien so festsetzen, dass der A b-
schlag auf den Börsenkurs voraussichtlich nicht mehr als 3% des dann aktuellen 
Börsenkurses der Stückaktie der Gesellschaft beträgt. Durch diese Vorgabe werden 
die Aktionäre vor einer unzulässigen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes geschützt. 
 
Die unter Tagesordnungspunkt 6 lit. b) Ziff. (2) beantragte Ermächtigung zum Be-
zugsrechtsausschluss versetzt den Vorstand in die Lage, ohne Beanspruchung der 
Börse eigene Aktien der Gesellschaft kurzfristig für den Erwerb von Unternehmen 
oder von Beteiligungen daran zur Verfügung zu haben . Die Dürr Aktiengesellschaft 
steht national wie auch international in hartem Wettbewerb zu anderen Unternehmen 
und muss jederzeit in der Lage sein, im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel 
handeln zu können, wozu es auch gehört, Unternehmen oder Beteiligungen daran 
zur Verbesserung der Wettbewerbssituation erwerben zu können. Beim Erwerb von 
Unternehmen oder Beteiligungen daran müssen nicht selten hohe Gegenleistungen 
gezahlt werden. Diese Gegenleistungen können oft nicht mehr in Geld erbracht we r-
den, ohne die Liquidität der Gesellschaft zu gefährden. Die Gegenleistungen werden 
deshalb häufig in Aktien der erwerbenden Gesellschaft gewährt. Die hier vorge-
schlagene Ermächtigung soll der Dürr Aktiengesellschaft die notwendige Flexibilität 
geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteil i-
gungen daran schnell und flexibel ausnutzen zu können, insbesondere auch durch 
Gewährung eigener Stückaktien. 
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7. Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wan-
delschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrech-
ten, Gewinnschuldverschreibungen oder von Kombinationen dieser In-
strumente, Schaffung eines neuen bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital) 
und Aufhebung des bisherigen bedingten Kapitals 

 
Die Hauptversammlung vom 18. Mai 2007 hat unter Tagesordnungspunkt 6 
den Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Mai 
2012 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Wandelschuldve r-
schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte, Gewinnschuld-
verschreibungen oder Kombinationen dieser Instrumente (zusammen „Schuld-
verschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag bis 
zu 201.318.400,– Euro zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte 
auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien in der Form von Stammaktien 
der Dürr Aktiengesellschaft („Stückaktien“) mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von insgesamt bis zu 20.131.840,– Euro zu gewähren, wobei die 
Ausgabe auch gegen Sacheinlagen erfolgen kann. Zu diesem Zweck wurde 
das Grundkapital um bis zu 20.131.840,– Euro durch Ausgabe von bis zu 
7.864.000 Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital gemäß § 4 Abs. 4 der 
Satzung). Schuldverschreibungen wurden aufgrund dieser Ermächtigung bi s-
lang noch nicht begeben. 

 
Die Beschlüsse der Hauptversammlung vom 18. Mai 2007 zu Tagesordnung s-
punkt 6 sollen aufgehoben und eine neue Ermächtigung zur Begebung von 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinn-
schuldverschreibungen sowie die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 
(„Bedingtes Kapital“) beschlossen werden. 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor zu beschließen:  

 
a) Aufhebung der zu Tagesordnungspunkt 6 der Hauptversammlung 

vom 18. Mai 2007 gefassten Beschlüsse 
 

 Die von der Hauptversammlung am 18. Mai 2007 zu Tagesordnungs-
punkt 6 gefassten Beschlüsse über die Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten oder Ge-
winnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) so-
wie über die Schaffung des Bedingten Kapitals werden aufgehoben. 

 
b) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Op-

tionsschuldverschreibungen, Genussrechten, Gewinnschuldver-
schreibungen oder von Kombinationen dieser Instrumente 

 
 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

30. April 2013 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Wande l-
schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte, 
Gewinnschuldverschreibungen oder Kombinationen dieser Instrumente 
(zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung 



 

 - 6 - 

im Gesamtnennbetrag bis zu 201.318.400,– Euro zu begeben und den 
Inhabern bzw. Gläubigern von Wandel- oder Optionsschuldverschreibun-
gen Wandlungs- oder Optionsrechte auf neue auf den Inhaber lautende 
Stückaktien in Form von Stammaktien der Dürr Aktiengesellschaft 
(„Stückaktien“) mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von insge-
samt bis zu 20.131.840,– Euro zu gewähren. Die Ausgabe kann auch ge-
gen Sacheinlagen erfolgen. 

 
 Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – im entsprechenden 

Gegenwert – in einer anderen gesetzlichen Währung, beispielsweise der 
eines OECD-Landes, begeben werden. Sie können – soweit die Mittelauf-
nahme Konzernfinanzierungsinteressen dient – auch durch unmittelbare 
oder mittelbare Konzerngesellschaften ausgegeben werden. In einem sol-
chen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit der Zustimmung des Auf-
sichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen 
zu übernehmen sowie – sofern die Schuldverschreibungen Wandlungs- 
oder Optionsrechte auf Stückaktien einräumen – den Inhabern solche 
Wandlungs- oder Optionsrechte zu gewähren. 

 
 Die einzelnen Emissionen sollen jeweils in untereinander gleichberechti g-

te, auf den Inhaber lautende Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden. 
 

 Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die In-
haber das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe 
der Wandelanleihebedingungen in Stückaktien umzutauschen. Das Um-
tauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teil-
schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
Stückaktie. Das Umtauschverhältnis kann auf volle Zahlen auf - oder abge-
rundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt 
werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammen-
gelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag am 
Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden Stückaktien darf den 
Nennbetrag der Wandelschuldverschreibungen nicht übersteigen. Die 
Wandelanleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum E n-
de der Laufzeit (oder zu einem früheren Zeitpunkt) vorsehen. 

 
 Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber  be-
rechtigen, nach näherer Maßgabe der Optionsbedingungen Stückaktien 
zu beziehen („Optionsrecht“). Der rechnerische Nennbetrag der je Teil-
schuldverschreibung zu beziehenden Stückaktien darf den Nennbetrag 
der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. Das Umtauschverhältnis 
kann auf ein Optionsverhältnis mit voller Zahl gerundet werden. Im Übr i-
gen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in 
Geld ausgeglichen werden. 

 
 Die Anleihebedingungen von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs-

recht, eine Wandlungspflicht und/oder ein Optionsrecht gewähren bzw. 
bestimmen, können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder 
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Optionsausübung auch eigene Aktien der Gesellschaft gewährt werden 
können. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft den 
Wandlungs- oder Optionsberechtigten sowie den Wandlungsverpflichteten 
nicht Stückaktien gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. 

 
 Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Stück-

aktie beträgt 140% des volumengewichteten Durchschnittskurses 
(„VWAP“) aller Umsätze der Aktie der Dürr Aktiengesellschaft im XETRA-
Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Frankfurter 
Wertpapierbörse, die am Tage der Platzierung bis zur Preisfestsetzung 
festgestellt werden, oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugs-
rechts – 140% des volumengewichteten Durchschnittskurses aller Umsät-
ze der Aktie der Dürr Aktiengesellschaft im XETRA-Handel (oder in einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) der Frankfurter Wertpapierbörse, die 
am letzten Tag der Bezugsperiode, in der die Bezugsrechte auf die Wan-
del- oder Optionsschuldverschreibungen an der Frankfurter Wertpapier-
börse gehandelt werden, festgestellt werden. § 9 Absatz 1 Aktiengesetz 
bleibt unberührt. 

 
 Der Wandlungs- oder Optionspreis je Stückaktie ermäßigt sich nach nähe-

rer Bestimmung der Wandelanleihe- oder Optionsbedingungen, wenn die 
Gesellschaft während der Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung 
eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weite-
re Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgibt und den Inhabern 
von schon bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechten kein Bezugs-
recht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des 
Wandlungs- oder Optionsrechts zustehen würde. Der Betrag, um den der 
Wandlungs- oder Optionspreis je Stückaktie ermäßigt wird („Ermäßi-
gungsbetrag“), hat dem Wert des Bezugsrechts je Stückaktie aus der 
während der Wandlungs- oder Optionsfrist durchgeführten Kapitalerhö-
hung oder, im Fall der Begebung weiterer Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen während der Wandlungs- oder Optionsfrist, dem Wert 
des Bezugsrechts je Wandlungs- oder Optionsrecht zu entsprechen. Lässt 
sich der Ermäßigungsbetrag nicht eindeutig berechnen, haben Vorstand 
und Aufsichtsrat hierzu ein Gutachten einer international anerkannten In-
vestmentbank einzuholen. Der von der Investmentbank ermittelte Ermäßi-
gungsbetrag ist für die Festsetzung des Wandlungs- oder Optionspreises 
verbindlich. 

 
 Die Schuldverschreibungen sollen von einem Bankenkonsortium mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten. Der Vorstand ist jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermäch-
tigt, Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, 
von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

 
 Soweit Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen gegen Bareinlagen 

ausgegeben werden, ist der Vorstand ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibun-
gen im Gesamtnennbetrag von bis zu 40.263.680,– Euro auszuschließen, 
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sofern der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächt i-
gung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch in sinngemäßer Anwen-
dung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz nur insoweit, als die zur Be-
dienung der Wandlungs- oder Optionsrechte ausgegebenen bzw. auszu-
gebenden Stückaktien insgesamt zehn vom Hundert des Grundkapitals 
nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begren-
zung auf zehn vom Hundert des Grundkapitals ist die Veräußerung eige-
ner Aktien anzurechnen, sofern die Aktien nach Wirksamwerden dieser 
Ermächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermächtigung 
gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugs-
rechts veräußert werden. Ferner sind auf diese Begrenzung auf zehn vom 
Hundert des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, die nach 
Wirksamwerden dieser Ermächtigung unter Ausnutzung einer zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung beschlossenen bzw. an 
deren Stelle tretenden Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus ge-
nehmigtem Kapital gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 

 
 Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wand-

lungsrecht, Optionsrecht oder Wandlungspflicht ausgegeben werden, ist 
der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte 
oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, 
d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Be-
teiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung 
nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzge-
winns oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem 
Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder G e-
winnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen 
Marktkonditionen für vergleichbare Mittelaufnahmen entsprechen. 

 
 Der Vorstand ist auch ermächtigt, das Bezugsrecht mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern 
von Wandlungs- oder Optionsrechten auf Stückaktien bzw. den Gläubi-
gern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschre i-
bungen ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ih-
nen nach Ausübung ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte oder nach Er-
füllung der Wandlungspflichten zustehen würde. 

 
 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschlie-
ßen, soweit diese gegen Sacheinlagen zum Zweck des Erwerbs von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
ausgegeben werden und der Wert der Sachleistung in einem angemes-
senen Verhältnis zum Wert der Schuldverschreibung steht. Im Fall von 
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Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ist der nach anerkannten 
Methoden ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich. 

 
 Der Vorstand wird schließlich ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 

Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 
Zinssatz, Laufzeit und Stückelung festzusetzen. 

 
c) Bedingtes Kapital 

 
 Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 20.131.840,– Euro 

durch Ausgabe von bis zu 7.864.000 Stückaktien bedingt erhöht. Die be-
dingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Stückaktien an die In-
haber bzw. Gläubiger von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Schuld-
verschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung unter lit.  b) bis 
zum 30. April 2013 von der Gesellschaft begeben werden. Die Ausgabe 
der Stückaktien erfolgt zu dem gemäß lit. b) jeweils festzulegenden Wand-
lungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit 
durchzuführen, wie von diesen Rechten Gebrauch gemacht wird. 

 
 Die Stückaktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

durch Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten entstehen, am 
Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 
d) Satzungsänderungen 

 
 § 4 Absatz 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 
 „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 20.131.840,– Euro durch 

Ausgabe von bis zu 7.864.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stückak-
tien in der Form von Stammaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital). Die 
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 
bzw. Gläubiger von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Schuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft 
aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 
02. Mai 2008 bis zum 30. April 2013 ausgegeben wurden, von ihren Wand-
lungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder die zur Wandlung ver-
pflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft oder von einer 
Konzerngesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Haupt-
versammlung vom 02. Mai 2008 bis zum 30. April 2013 ausgegebenen 
Wandelschuldverschreibungen mit Wandlungspflicht ihre Pflicht zur Wand-
lung erfüllen und soweit nicht eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt wer-
den. Die zur Ausgabe gelangenden neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- oder Op-
tionsrechten oder in Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Ge-
winn teil. Der Aufsichtrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-
chend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital zu 
ändern.“ 
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 
Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz 
 
Der in der Hauptversammlung vom 18. Mai 2007 unter Tagesordnungspunkt 6 g e-
fasste Beschluss über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschrei-
bungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldve r-
schreibungen nebst Schaffung eines entsprechenden bedingten Kap itals (Bedingtes 
Kapital) fixierte unter lit. b) Absatz 7 den jeweils festzusetzenden Wandlungs- oder 
Optionspreis für eine Stückaktie auf 125% des volumengewichteten Durchschnitts-
kurses („VWAP“) aller Umsätze der Aktie der Dürr Aktiengesellschaft im XETRA-
Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Frankfurter Wertpapier-
börse, die am Tage der Platzierung bis zur Preisfestsetzung festgestellt werden, oder 
– für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – auf 125% des volumengewich-
teten Durchschnittskurses aller Umsätze der Aktie der Dürr Aktiengesellschaft im 
XETRA-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem)  der Frankfurter 
Wertpapierbörse, die am letzten Tag der Bezugsperiode, in der die Bezugsrechte auf 
die Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen an der Frankfurter Wertpapierbörse 
gehandelt werden, festgestellt werden („gewichteter Durchschnittskurs“).  
 
Wegen der in den letzten Monaten deutlich gestiegenen Volatilität der Dürr -Aktie, die 
aufgrund der derzeitigen Situation der Finanzmärkte sehr wahrscheinlich auch anha l-
ten wird, hält die Dürr Aktiengesellschaft eine Anpassung des Bezugspreises von 
125% auf 140% des gewichteten Durchschnittskurses für angemessen. Eine höh ere 
Volatilität führt in der Regel zu höheren Optionsprämien. Diese Anpassung dient 
auch der besseren Wahrung der Interessen der Aktionäre, da der Gesellschaft bei 
einem höheren Wandlungspreis potentiell mehr Mittel zufließen als bei einem niedr i-
geren Wandlungspreis. 
 
Die Begebung von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschre ibungen, 
Genussrechten, Gewinnschuldverschreibungen oder von Kombinationen dieser In-
strumente (zusammen „Schuldverschreibungen“) sowie die Möglichkeit, auch 
Schuldverschreibungen ohne Laufzeitbegrenzung ausgeben zu können, bietet für die 
Gesellschaft zusätzlich zu den klassischen Formen der Fremd- und Eigenkapitalauf-
nahme die Möglichkeit, je nach Marktlage attraktive Finanzierungsalternativen am 
Kapitalmarkt zu nutzen. Insbesondere die Ermächtigung zur Ausgabe gewinnabhän-
giger oder gewinnorientierter Instrumente wie Genussrechte und Gewinnschuldve r-
schreibungen erweitert die bestehenden Möglichkeiten der Dürr Aktiengesel lschaft, 
ihre Finanzausstattung durch Ausgabe sog. hybrider Finanzierungsinstrumente zu 
stärken und hierdurch die Voraussetzungen für die künftige geschäftliche Entwic k-
lung sicherzustellen. Bei den sog. hybriden Finanzierungsinstrumenten finden inzwi-
schen innovative Finanzierungsformen stärker Verbreitung, die auch eine unb e-
grenzte Laufzeit vorsehen. Vor diesem Hintergrund erscheint eine starre Fixierung 
auf Instrumente mit beschränkter Laufzeit nicht sinnvoll. Aus diesem Grunde wird der 
Hauptversammlung die Schaffung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten, Ge-
winnschuldverschreibungen oder von Kombinationen dieser Instrumente auch ohne 
Laufzeitbeschränkung und ggf. gegen Sacheinlagen vorgeschlagen. Die vorgeschla-
gene Neufassung soll sowohl eine Anpassung an die aktuelle Marktpraxis als auch 
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eine weitere Flexibilisierung ermöglichen. Insgesamt sollen Schuldverschreibungen 
bis zu einem Gesamtnennbetrag von bis zu 201.318.400,– Euro begeben und den 
Inhabern bzw. Gläubigern von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen Wand-
lungs- oder Optionsrechte auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien in der 
Form von Stammaktien der Dürr Aktiengesellschaft („Stückaktien“) mit einem anteil i-
gen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu 20.131.840, – Euro gewährt wer-
den können. 
 
Die Emission von Schuldverschreibungen im oben genannten Sinne ermö glicht die 
Aufnahme von Fremdkapital, das je nach Ausgestaltung der Anleihebedingungen 
sowohl für Ratingzwecke als auch für bilanzielle Zwecke als Eigenkapital oder als 
eigenkapitalähnlich qualifiziert werden kann, zu attraktiven Kondit ionen. Die mögliche 
Eigenkapitalqualifizierung kommt der Kapitalbasis der Gesellschaft zugute und er-
möglicht ihr so die Nutzung attraktiver Finanzierungsmöglichkeiten und den Zufluss 
von Kapital mit niedriger laufender Verzinsung. Die ferner vorgesehenen Möglichkei-
ten, neben der Einräumung von Wandel- oder Optionsrechten auch Wandlungs-
pflichten zu begründen, wie auch die mögliche Kombination von Wandelschuldve r-
schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und Gewinnschuld-
verschreibungen erweitern den Spielraum für die Ausgestaltung dieser Finanzie-
rungsinstrumente. Die Ermächtigung gibt der Gesellschaft zudem die erforderliche 
Flexibilität, die Schuldverschreibungen selbst oder durch unmittelbare oder mittelb a-
re Konzerngesellschaften zu platzieren. Schuldverschreibungen können außer in 
Euro auch in anderen Währungen, beispielsweise der gesetzlichen Währung eines 
OECD-Landes, mit und ohne Laufzeitbegrenzung ausgegeben werden. 
 
In den Anleihebedingungen kann – zur Erhöhung der Flexibilität – vorgesehen wer-
den, dass die Gesellschaft einem Wandlungs- oder Optionsberechtigten nicht Aktien 
der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. Der jeweils festzu-
setzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Stückaktie beträgt 140% des volu-
mengewichteten Durchschnittskurses aller Umsätze der Aktie der Dürr Aktiengesell-
schaft im XETRA-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der 
Frankfurter Wertpapierbörse, die am Tag der Platzierung bis zur Preisfestsetzung 
festgestellt werden, oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – 140% 
des volumengewichteten Durchschnittskurses aller Umsätze der Aktie der Dürr Akti-
engesellschaft im XETRA-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 
der Frankfurter Wertpapierbörse, die am letzten Tag der Bezugsperiode, in der die 
Bezugsrechte auf die Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen an der Frankfur-
ter Wertpapierbörse gehandelt werden, festgestellt werden. 
 
Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand wird 
aber ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen 
Emissionsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses e r-
geben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung 
der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen 
werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich 
für die Gesellschaft verwertet. 
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Ferner soll unter den nachfolgenden Voraussetzungen ein Aus schluss des Bezugs-
rechts möglich sein. 
 
Soweit Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden, soll der 
Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in 
entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz insoweit aus-
zuschließen, als sich die Ausgabe von Aktien aufgrund von Wandlungs- oder Opti-
onsrechten oder Wandlungspflichten auf bis zehn vom Hundert des Grun dkapitals 
der Gesellschaft beschränkt. Auf diese Beschränkung von zehn vom Hundert des 
Grundkapitals ist die Ausgabe neuer Aktien gegen bar anzurechnen, soweit sie nach 
Wirksamwerden dieser Ermächtigung unter Ausnutzung einer zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung beschlossenen bzw. an deren Stelle treten-
den Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital gemäß § 186 
Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. Ebenso ist 
die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern die Aktien nach Wirksamwer-
den dieser Ermächtigung aufgrund einer zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermächtigung gemäß § 186 
Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. 
Durch diese Anrechnungen wird sichergestellt, dass keine Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen ausgegeben werden, wenn dadurch insgesamt für mehr als 
zehn vom Hundert des Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer 
oder mittelbarer Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgeschlos-
sen würde. Diese weitergehende Beschränkung erfolgt im Interesse der Aktionäre 
am Erhalt ihrer Beteiligungsquote. Für den Fall eines solchen Bezugsrechtsaus-
schlusses ergibt sich aus der sinngemäßen Geltung von § 186 Absatz 3 Satz 4 Akti-
engesetz das Erfordernis einer Festlegung des Ausgabepreises der Schuldver-
schreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert. Damit wird dem Schutzbedür f-
nis der Aktionäre vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. 
Aufgrund der in der Ermächtigung vorgesehenen Festlegung des Ausgabepreises 
der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem rechnerischen Marktwert 
würde der Wert eines Bezugsrechts keine nennenswerte Größe mehr aufweisen. Um 
diese Anforderung für die Begebung von Schuldverschreibungen sicherzustellen, 
darf der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden e r-
mittelten theoretischen Marktwert der Wandel- oder Optionsschuldverschreibung 
nicht wesentlich unterschreiten. Dann sind die Aktionäre vor einer Verwässerung 
ihres Anteilsbesitzes geschützt und den Aktionären entsteht kein wirtschaftlicher 
Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. Aktionäre, die ihren Anteil am Grund-
kapital der Gesellschaft aufrechterhalten möchten, können dies durch einen Zukauf 
von Aktien über den Markt erreichen. 
 
Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, 
Optionsrecht oder Wandlungspflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insge-
samt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibun-
gen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der G e-
sellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die H ö-
he der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bi-
lanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist e rforderlich, dass die 
Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschre i-
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bungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen für vergleich-
bare Mittelaufnahmen entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Akt i-
onäre, da die Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen keine Mitglied-
schaftsrechte begründen und auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am G e-
winn der Gesellschaft gewähren. Zwar kann vorgesehen werden, dass die Verzin-
sung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines Bilanzgewinns oder einer D i-
vidende abhängt. Hingegen wäre eine Regelung unzulässig, wonach ein höherer 
Jahresüberschuss, ein höherer Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende zu einer 
höheren Verzinsung führen würde. Daher werden durch die Ausgabe der Genuss-
rechte oder Gewinnschuldverschreibungen weder das Stimmrecht noch die Beteili-
gung der Aktionäre an der Gesellschaft und deren Gewinn verändert oder verwäs-
sert. Zudem ergibt sich infolge der marktgerechten Ausgabebedingungen, die für 
diesen Fall des Bezugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben sind, kein 
nennenswerter Bezugsrechtswert. 
 
Die beiden letztgenannten Möglichkeiten des Bezugsrechtsausschlusses geben der 
Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzuneh-
men und versetzen sie in die Lage, ein niedriges Zinsniveau oder eine günstige 
Nachfragesituation flexibel und kurzfristig für eine Emission zu nutzen. Die Erzielung 
eines möglichst vorteilhaften Emissionsergebnisses hängt wesentlich davon ab, dass 
auf Marktentwicklungen kurzfristig reagiert werden kann. Günstige, möglichst markt-
nahe Konditionen sind in der Regel nur gewährleistet, wenn die Gesellschaft an die 
Konditionen nicht für einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Bei Emissio-
nen mit Bezugsrecht muss der Bezugspreis (und damit bei Options- und Wandelan-
leihen die Konditionen dieser Anleihe) nach § 186 Absatz 2 Aktiengesetz jedoch spä-
testens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist veröffentlicht werden. Selbst innerhalb 
dieser kurzen Zeitspanne besteht aber noch ein Marktrisiko, das zu nicht unerhebl i-
chen Sicherheitszuschlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen führen und 
sich zum Nachteil der Gesellschaft auf das Emissionsergebnis auswirken würde. Zu-
dem fällt die mit dem Bezugsrecht verbundene Vorlaufzeit weg, was sowohl im Hin-
blick auf die Kosten der Mittelaufnahme als auch im Hinblick auf das Platzierungsri-
siko vorteilhaft ist. 
 
Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsicht s-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläub i-
gern von Wandlungs- oder Optionsrechten oder auch von mit Wandlungspflichten 
ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang ein-
zuräumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder 
nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen würde. Dies verhindert, dass bei 
Ausnutzung der Ermächtigung der Options- oder Wandlungspreis für die Inhaber 
bereits bestehender Wandlungs- oder Optionsrechte ermäßigt wird oder an die In-
haber der genannten Rechte eine Ausgleichszahlung in bar geleistet werden muss, 
um sie in dem Umfang vor Verwässerung zu schützen, wie es in den dortigen Opt i-
ons- und Wandlungsbedingungen vorgesehen ist. 
 
Schließlich soll das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen durch 
den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausgeschlossen werden können, 
wenn die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung zum Zwecke des 



 

 - 14 - 

Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men erfolgt und dies im Interesse der Gesellschaft liegt. Voraussetzung ist, dass der 
Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldve r-
schreibung steht. Im Falle von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ist der 
nach anerkannten Methoden ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich. Die Aus-
gabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung eröffnet die Möglichkeit, die 
Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfällen als Akquisitionswährung im Zu-
sammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteil i-
gungen an Unternehmen einzusetzen. Hiermit wird als Ergänzung zum genehmigten 
Kapital der Spielraum geschaffen, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von U n-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen liquidität s-
schonend nutzen zu können. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finan-
zierungsstruktur kann sich ein solches Vorgehen nach den Umständen des Einze l-
falls anbieten. 
 
Das vorgesehene Bedingte Kapital dient dazu, die mit den Wandel - oder Options-
schuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- oder Optionsrechte zu bedienen 
oder Wandlungspflichten zu erfüllen, soweit dazu nicht eigene Aktien eingesetzt 
werden. 
 
8. Beschlussfassung über die Zustimmung zum Abschluss des Gewinnab-

führungsvertrags zwischen der Dürr Aktiengesellschaft und der Carl 
Schenck Aktiengesellschaft 

 
 Die Dürr Aktiengesellschaft und die Carl Schenck Aktiengesellschaft haben am 

12. März 2008 einen Gewinnabführungsvertrag geschlossen. Der Vertrag hat 
folgenden Wortlaut: 

 
 „Gewinnabführungsvertrag 

 
 zwischen 

 
 Dürr Aktiengesellschaft, Otto-Dürr-Straße 8, 70435 Stuttgart, 
 

nachfolgend „Dürr AG“, 
 

 und 
 

 Carl Schenck Aktiengesellschaft, Landwehrstraße 55, 64293 Darmstadt,  
 

nachfolgend „Carl Schenck AG“. 
 
 

Sämtliche Aktien der Carl Schenck AG werden von der Dürr AG gehalten. 
 
 
 § 1   Gewinnabführung 
 

 (1) Die Carl Schenck AG verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn an die 
Dürr AG abzuführen. Abzuführen ist – vorbehaltlich der Bildung oder 
Auflösung von Rücklagen nach Absatz 2 – der ohne die Gewinnab-
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führung entstehende Jahresüberschuss, vermindert um einen etwai-
gen Verlustvortrag aus den Vorjahren. 

 
 (2) Die Carl Schenck AG kann mit Zustimmung der Dürr AG Beträge aus 

dem Jahresüberschuss insoweit in andere Gewinnrücklagen einstel-
len, als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmän-
nischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer 
dieses Vertrags gebildete andere Rücklagen (andere Gewinnrückla-
gen nach § 272 Abs. 3 HGB) sind auf Verlangen der Dürr AG aufzu-
lösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags zu verwenden oder 
als Gewinn abzuführen. Die Abführung von Beträgen aus der Auflö-
sung von Rücklagen nach Satz 2, die vor Beginn des Vertrags gebil-
det wurden, ist ausgeschlossen. 

 
 
 § 2   Verlustübernahme 
 
 Für die Verlustübernahme durch die Dürr AG gilt § 302 AktG in seiner je-

weils geltenden Fassung. 
 
 
 § 3   Wirksamwerden und Vertragsdauer 
 

 (1) Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung der Hauptversammlungen so-
wohl der Dürr AG wie auch der Carl Schenck AG. Er wird wirksam mit 
der Eintragung in das Handelsregister der Carl Schenck AG und gilt 
rückwirkend für die Zeit ab 1. Januar 2008. 

 
 (2) Der Vertrag kann jeweils zum Ablauf eines Geschäftsjahres, frühes-

tens jedoch zum Ablauf des 31. Dezember 2012 unter Einhaltung ei-
ner Kündigungsfrist von 6 Monaten gekündigt werden. 

 
 (3) Das Recht zur Kündigung des Vertrags aus wichtigem Grund ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist bleibt unberührt. Eine Veräußerung 
oder sonstige Übertragung der Beteiligung oder eines Teils der Betei-
ligung an der Carl Schenck AG kann als wichtiger Grund zur Kündi-
gung des Vertrags geltend gemacht werden. 

 
 (4) Die Kündigung bedarf in jedem Fall der Schriftform. 

 
 (5) Wenn der Vertrag endet, hat die Dürr AG den Gläubigern der Carl 

Schenck AG entsprechend § 303 AktG Sicherheit zu leisten. 
 
 

 Stuttgart, den 12. März 2008  Darmstadt, den 12. März 2008 
 

 Dürr Aktiengesellschaft Carl Schenck Aktiengesellschaft 
 
 Ralf Dieter Ralph Heuwing Andreas Birk Frank Hensel“ 
 
 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Gewinnabführungsvertrag zuzu-

stimmen. 
 
 Von der Einberufung der Hauptversammlung an und bis zu deren Ablauf liegen 

in den Geschäftsräumen der Dürr Aktiengesellschaft, Otto-Dürr-Straße 8, 
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70435 Stuttgart und der Carl Schenck Aktiengesellschaft, Landwehrstraße 55, 
64293 Darmstadt, zur Einsicht der Aktionäre aus: 

 
 - der Gewinnabführungsvertrag zwischen der Dürr Aktiengesellschaft und der 

 Carl Schenck Aktiengesellschaft vom 12.03.2008; 
 

 - die Jahresabschlüsse und die Lageberichte der Dürr Aktiengesellschaft so-
wie der Carl Schenck Aktiengesellschaft für die Geschäftsjahre 2005, 2006 
und 2007; 

 
 - der gemeinsame Bericht der Vorstände der Dürr Aktiengesellschaft und der 

Carl Schenck Aktiengesellschaft zum Gewinnabführungsvertrag nach § 293a 
Aktiengesetz. 

 
9. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung in § 2 betreffend den 

Gegenstand des Unternehmens 
 

Der in § 2 der Satzung geregelte Gegenstand des Unternehmens ist eng def i-
niert, weshalb im operativen Geschäftsbetrieb Zweifel auftreten könnten, in-
wieweit die Gesellschaft zur Vornahme von Hilfsgeschäften, die den Ge-
schäftszweck fördern, berechtigt ist. Aus Gründen der Klarstellung soll deshalb 
der in § 2 der Satzung geregelte Unternehmensgegenstand um einen Absatz 2 
ergänzt werden. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 2 der Satzung um 
folgenden Absatz 2 zu ergänzen, wodurch der bisherige Satz 1 des § 2 zu Ab-
satz 1 wird: 
 

„(2) Die Gesellschaft ist zur Förderung des Geschäftszweckes auch be-
rechtigt, im In- und Ausland Tochtergesellschaften und Zweignieder-
lassungen zu errichten, zu pachten und sich an ihnen in jeder Form 
zu beteiligen sowie Kooperations- und ähnliche Verträge abzuschlie-
ßen. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, alle Geschäfte zu betrei-
ben, die geeignet sind, dem Gegenstand des Unternehmens mittelbar 
und unmittelbar zu dienen.“ 

 
10. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung in § 15 Absatz 1, dritter 

Unterabsatz, betreffend den Prüfungs- und Nominierungsausschuss 
 
 Der Aufgabenkreis des bisherigen Bilanzausschusses wurde erweitert und sei-

ne Bezeichnung von Bilanzausschuss in Prüfungsausschuss geändert. Die 
Umbenennung soll in der Satzung nachvollzogen werden.  

 
 Des Weiteren hat der Aufsichtsrat in Umsetzung der im Jahre 2007 neu in den 

Deutschen Corporate Governance Kodex aufgenommenen Empfehlung einen 
Nominierungsausschuss gebildet, der dem Aufsichtsrat für dessen Wahlvor-
schläge an die Hauptversammlung geeignete Kandidaten vorschlagen soll. Die 
Einrichtung des neuen Ausschusses soll ebenfalls in der Satzung nachvollzo-
gen werden. 
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 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, § 15 Absatz 1, dritter Unterab-
satz, der Satzung der Gesellschaft wie folgt neu zu fassen: 

 
 „Die Mitglieder des Prüfungsausschusses erhalten eine Vergütung von 

7.500 Euro pro Jahr, der Vorsitzende dieses Ausschusses erhält das Zwei-
fache dieser Vergütung. Die Mitglieder des Personalausschusses erhalten 
eine Vergütung von 5.000 Euro pro Jahr, der Vorsitzende erhält das Ein-
einhalbfache. Diese Vergütungen sind jeweils am Ende eines jeden Ge-
schäftsjahres zur Zahlung fällig. Die Mitglieder des Nominierungsaus-
schusses erhalten pro Sitzung eine Vergütung von 2.500 Euro, der Vorsit-
zende erhält das Eineinhalbfache. Die Vergütung ist jeweils nach den Sit-
zungen des Nominierungsausschusses zur Zahlung fällig. “ 

 
11. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung in § 16 Absatz 4, 

betreffend den Ort der Hauptversammlung 
 
Um bei der Auswahl eines geeigneten Versammlungsortes für die Hauptve r-
sammlung flexibler zu sein, schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, § 16 Ab-
satz 4 der Satzung der Gesellschaft wie folgt neu zu fassen: 
 

„(4) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, in einer Stadt 
mit mindestens 20.000 Einwohnern in Württemberg, am Sitz einer 
Niederlassung oder Tochtergesellschaft der Gesellschaft oder am 
Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt.“ 

 
 
Unterlagen zur Einsicht 
 
Ab Einberufung der Hauptversammlung und bis zu deren Ablauf sind die folgenden 
Unterlagen über die Internetseite der Gesellschaft www.durr.de – Investor Relations 
– Hauptversammlung zur Einsicht durch die Aktionäre zugänglich: 
 

-  festgestellter Jahresabschluss, gebilligter Konzernabschluss, Lagebericht, Kon- 
 zernlagebericht, der Vorschlag des Vorstands über die Verwendung des Bilanz- 
 gewinns und der Bericht des Aufsichtsrats, jeweils für das Geschäftsjahr  
 2007, sowie der erläuternde Bericht des Vorstands zu den Angaben nach  
 §§ 289 Absatz 4, 315 Absatz 4 HGB für das Geschäftsjahr 2007 (Tagesord- 
 nungspunkt 1); 
- Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6; 
- Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7; 
- die auslegungspflichtigen Unterlagen zu Tagesordnungspunkt 8. 

 
Vorstehende Unterlagen liegen des Weiteren ab Einberufung der Hauptversamm-
lung und bis zu deren Ablauf in den Geschäftsräumen der Gesellschaft (Otto-Dürr-
Straße 8, 70435 Stuttgart) zur Einsicht durch die Aktionäre aus. Auf Verlangen wird 
jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine Abschrift sämtlicher vorstehenden 
Unterlagen erteilt. 
 



 

 - 18 - 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 40.263.731,20 Euro und ist in 15.728.020 
Stückaktien eingeteilt. Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. Die Gesamtzahl der 
Aktien und Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung be-
trägt damit 15.728.020. 
 
Teilnahme an der Hauptversammlung 
 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich gemäß § 17 der Satzung rechtzeitig bei 
der Gesellschaft angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben. Die Anmel-
dung bedarf der Text- oder Schriftform und muss in deutscher oder englischer Spra-
che abgefasst sein. 
 
Der Nachweis über die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts ist durch einen in Text- oder Schriftform erstellten 
besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut zu fü h-
ren. Der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut 
muss in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein, sich auf den Beginn des 
11. April 2008 (d.h. 11. April 2008, 0.00 Uhr) beziehen und muss der Gesellschaft 
ebenso wie die Anmeldung unter der nachstehenden Adresse spätestens bis zum 
Ablauf des 25. April 2008 (d.h. 25. April 2008, 24.00 Uhr) zugehen: 
 

Dürr Aktiengesellschaft 
c/o Deutsche Bank AG 
- General Meetings - 
60272 Frankfurt am Main 
Telefax: +49 (0)69 12012-66827 
E-Mail: WP.HV@Xchanging.com 

 
Die Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen können oder 
wollen, können ihr Stimmrecht unter entsprechender Vollmachtserteilung durch e i-
nen Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären , ausüben lassen. 
Die Vollmacht ist – sofern sie nicht einem Kreditinstitut, einer Vereinigung von Aktio-
nären oder einer sonstigen Person im Sinne des § 135 Absatz 9 Aktiengesetz in fest-
haltbarer, nachprüfbarer Form erteilt wird – schriftlich oder per Telefax zu erteilen. 
Ein Formular für die Vollmachtserteilung erhalten Sie zusammen mit der Eintritts-
karte, die Ihnen zugesandt wird. 
 
Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären – wie bisher auch schon – an, einen von der 
Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter bereits vor der 
Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Der weisungsgebundene Stimmrechtsver-
treter übt das Stimmrecht ausschließlich auf der Grundlage der von den Aktionären 
erteilten Weisungen aus. Die Aktionäre, die dem von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter eine Vollmacht erteilen wollen, benötigen hierzu eine Eintritt s-
karte zur Hauptversammlung. Die Vollmachten müssen schriftlich oder per Telefax 
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erteilt werden. Ein Formular für die Vollmachtserteilung und weitere Informationen 
erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte. 
 
Anfragen, Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
 
Anfragen zur Hauptversammlung sind ausschließlich zu richten an: 
 Dürr Aktiengesellschaft 
 Rechtsabteilung 
 Otto-Dürr-Straße 8 
 70435 Stuttgart 
 Telefax: +49 (0)711 136-1473 
 
Dies ist auch die Adresse, an die Ergänzungsanträge (§  122 Absatz 2 Aktiengesetz), 
Gegenanträge (§ 126 Aktiengesetz) und Wahlvorschläge (§ 127 Aktiengesetz) von 
Aktionären übersandt werden müssen; anderweitig adressierte Ergänzungsanträge, 
Gegenanträge und Wahlvorschläge können nicht berücksichtigt werden. Wir werden 
eventuelle Ergänzungsanträge, die rechtzeitig (vgl. § 124 Absatz 1 Satz 2 Aktienge-
setz) unter vorstehend genannter Adresse eingehen, bekannt machen, sofern sie 
den gesetzlichen Anforderungen genügen. Wir werden ferner eventuelle Gegenan-
träge oder Wahlvorschläge, die rechtzeitig (vgl. §§ 126 Absatz 1 Satz 1, 127 Satz 1 
Aktiengesetz) unter vorstehend genannter Adresse eingehen, im Internet unter 
www.durr.de – Investor Relations – Hauptversammlung zugänglich machen, sofern 
sie den gesetzlichen Anforderungen genügen. Etwaige Stellungnahmen der Verwal-
tung werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich gemacht. 
 
 
Stuttgart, im März 2008 
 
Dürr Aktiengesellschaft 
– Der Vorstand – 
 


